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Die Mitte-links-Regierung in Rom ist
massiv unter Druck. Zehntausende ita-
lienischer Arbeiter schuften unter teils
erbärmlichen Bedingungen schon seit
Jahren in der Schweiz. Sie erhalten
mickrige Löhne, sie haben keinerlei
Schutz vor Krankheit oder Unfall, sie
hausen in primitiven Baracken. Zu al-
lem Übel müssen die Männer auch auf
ihre Frauen und Kinder verzichten, die
nicht in die Schweiz einreisen dürfen.
«Unmenschlich und ausbeuterisch», ru-
fen die italienischen Kommunisten
auch auf das nördliche Nachbarland
anspielend, und reihen damit Wahlsieg
an Wahlsieg.

Angst vor Überfremdung
Wir sind in den Sommermonaten

1964. Italiens Regierung verlangt von
der Schweiz die Gleichbehandlung itali-
enischer Emigranten mit schweizeri-
schen Arbeitskräften. Die Regierung in
Bern fürchtet sich ebenfalls vor der
Ausbreitung des Kommunismus und
zeigt sich kulant: «Die Schweizer ma-
chen sich kolossale Illusionen, wenn
sie glauben, wir könnten auf Dauer nur
die aktive, im Berufsleben stehende Be-
völkerung des Nachbarstaates herein-
nehmen, die Familien, Frauen, Kinder
und Betagten aber im Absenderstaat

zurückzulassen», schreibt Volkswirt-
schaftsminister Hans Schaffner 1964.

Am 10. August 1964 – vor genau 50
Jahren also – schliessen die Schweiz
und Italien ein Abkommen über die
Auswanderung italienischer Arbeits-
kräfte ab. Es regelt deren Anwerbung,

Aufenthalts- und Arbeitsbedingungen
und schafft insbesondere das Recht auf
Familiennachzug sowie die Gleichbe-
handlung mit einheimischen Arbeit-
nehmern bezüglich Lohn, Arbeitneh-
merschutz, Unfallverhütung, Gesund-
heitsvorsorge und Wohnungswesen.

Ein Meilenstein in der schweizerischen
Ausländerpolitik, ein starkes Zeichen
auch für die nachbarschaftliche Koope-
ration mit Rom, wie die Diplomati-
schen Dokumente der Schweiz (Dodis)
zeigen.

In der Schweiz jedoch gehen die Wo-
gen hoch. Das «Italienerabkommen»
kommt zu einer Zeit, als die Debatten
um die «Überfremdung», namentlich
den Zustrom von «Tschinggen», heiss
laufen. Der Bundesrat arbeitet an ei-
nem Bericht über die «Beschränkung
und Herabsetzung des Bestandes an
ausländischen Arbeitskräften», als der
Abkommenstext frühzeitig publik wird.
Dies führt bei Teilen der Bevölkerung
zu heftigen Reaktionen: «Ohne sich der
Bedeutung des Abkommens im Klaren
zu sein, ziehen sie negative Schlussfol-
gerungen, aus Angst vor einem neuen,
massiven Zustrom italienischer Arbei-
ter», sagt Bundesrat Schaffner, der den
Vertrag retten will.

Das Abkommen löst Begehrlichkei-
ten in anderen Staaten – etwa Spanien
aus. Gleichzeitig verschärft sich die in-
nenpolitische Diskussion über die Zu-
wanderung. In der Folge lanciert die
rechtsnationale Schwarzenbach-Bewe-
gung eine Volksinitiative zur Beschrän-
kung des Ausländeranteils auf 10 Pro-
zent. Volk und Stände lehnen das Be-
gehren am 7. Juni 1970 knapp ab.
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